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Heinrich Best:
Die regionale Differenzierung interessenpolitischer Orientierungen
im frühindustriellen Deutschland —
Ihre Ursachen und ihre Auswirkungen aufpolitische Entscheidungs-
prozesse
1. Forschungsprobleme und Quellenbasis
Prozesse regionaler Differenzierung und Integration im Deutschland des 19. Jahr¬
hunderts wurden bisher fast ausschheßUch mit Blick auf das Regierungshandeln der
Einzelstaaten, die Sozialstruktur und die Wirtschaftsverfassung untersucht, während
koUektive politische Orientierungen und Verhaltensweisen weitgehend ausgeblendet
bUeben. Damit unterscheidet sich die Forschungssituation in Deutschland grundle¬
gend von der in den angelsächsischen Ländern, Skandinavien und Frankreich, wo
eine hochentwickelte historische Wahlforschung mit „sozialökologischem" Ansatz
aus den Variationen struktureUer Gegebenheiten Erklärungen für die regionale Diffe¬
renzierung pohtischer Orientierungen abzuleiten versucht1. Die Vernachlässigung
solcher Problemstellungen und Vorgehensweisen durch die deutschen Historiker ist
sicher nicht nur auf deren vielbeschworene Skepsis gegenüber sozialwissenschaft¬
lichen Forschungsansätzen und quantifizierenden Methoden, sondern auch auf die
unbefriedigende Quellenlage zurückzuführen. So Uegen erst seit 1871 Wahlergebnisse
in nationalem Rahmen vor2, während im davorliegenden Zeitraum die Möghchkei¬
ten regional vergleichender Untersuchungen durch unterschiedhche Wahlgesetze
und -termine der Einzelstaaten beeinträchtigt werden. Zudem beschränkten gesetz¬
liche Restriktionen und polizeUiche Repressionen die Möghchkeiten einer koUek-
tiven Artikulation pohtischer Forderungen.
Unter diesen Voraussetzungen wird der Forscher, der für den Zeitraum vor 1871
regional vergleichend politische Orientierungen und Partizipationsprozesse untersu¬
chen will, auf die Jahre 1848/49 verwiesen, in denen für einen kurzen historischen
.Vgl. dazu neuerdings Steinbach, Peter, Stand und Methoden der historischen Wahlfor¬
schung. Bemerkungen zur interdisziplinären Kooperation von moderner Sozialgeschichte
und den politisch-historischen Sozialwissenschaften am Beispiel der Reichstagswahlen im
deutschen Kaiserreich, in: Kaelble, Hartmut u. a. (Hrsg.), Probleme der Modernisierung
in Deutschland. Sozialhistorische Studien zum 19. und 20. Jahrhundert, Opladen 1978,
S. 171-234.
Für die Zeit nach 1871 Uegt nunmehr die Anthologie von Busch, Otto, u. a. (Hrsg.), Wäh¬
lerbewegung in der deutschen Geschichte, Analysen und Berichte zu den Reichtstagswah-
len 1871-1933, Berhn 1978, vor.
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AugenbUck die Beschränkungen der Presse-, Versammlungs-, Vereins- und Petitions¬
freiheit wegfielen, in denen mit der Frankfurter Nationalversammlung zum ersten
Mal eine parlamentarische AppeUationsinstanz auf nationaler Ebene existierte und
sich ein differenziertes Verbandswesen entfaltete.
Diese Entwicklungen werden zudem durch ein reichhaltiges, bisher aber nur
bruchstückhaft ausgewertetes Quellenmaterial dokumentiert, dessen Homogenität
und Erhaltungszustand auch eine quantifizierende Auswertung erlauben. Zwar
bleibt wegen des Verlusts der WahlprotokoUe eine über einzelne Bezirke hinausge¬
hende Analyse der Wahlen zur Nationalversammlung unmöglich , doch verfügt die
Forschung mit den Petitionen an das Frankfurter Parlament über ein Primärmate¬
rial, das die Vielfalt, Intensität und Verteilung von Forderungen, Erwartungen und
Einstellungen innerhalb der Bevölkerung sehr viel schärfer abbildet als dies aggre¬
gierte Wahlergebnisse können, das zudem die Organisationsbedingungen politischer
Partizipation im frühindustrieUen Deutschland sichtbar werden läßt4.
Petitionen, die ein traditioneller Weg des Appells an politische Entscheidungs¬
träger waren, wandelten sich unter den veränderten Bedingungen der Jahre 1848/49
in allgemein zugängliche „institutioneUe Kanäle", über die nun bisher noch nicht
poÜtisch aktive Schichten in poütische Auseinandersetzungen und Interessenkämpfe
eingriffen. Das Unterzeichnen von Eingaben war, wie die große Beteihgung erken¬
nen läßt, eine Form poUtischen Handelns mit relativ geringem Schwellenwert, die
wenige QuaUfikationen und keine Risikobereitschaft erforderte. Die Analyse der
handelspoUtischen Petitionen, bei denen in über 73 % der Fälle die soziale Herkunft
der Unterzeichner ermittelt werden konnte, hat gezeigt, daß Gesellen, Land- und
Industriearbeiter zu den am häufigsten in den UnterschriftenUsten vertretenen
Gruppen gehörten. Insgesamt wurden in den Jahren 1848/49 ca. 25 000 bis 30 000
Petitionen an die Frankfurter Nationalversammlung gesandt. Wenn man eine durch¬
schnittliche Zahl von ca. 100 Unterschriften pro Eingabe, wie sie für die handels-
poUtische Petitionsbewegung ermittelt wurde, als repräsentativ für die gesamte
Petitionsbewegung rechnet, ergibt dies eine Gesamtzahl von ca. 2,5 bis 3 Mio.
Beteüigten.
Diese Hinweise auf den Mobüisierungserfolg der Petitionsbewegung, die gegen¬
wärtig noch auf Schätzwerten und Hochrechnungen beruhen müssen, lassen erken¬
nen, daß die These von der „vöUigen Gleichgültigkeit" der Massen und ihrer „passiven
3 Vgl. dazu Hamerow, Theodore S., Die Wahlen zum Frankfurter Parlament, in: Böcken¬
förde, Ernst-Wolfgang (Hrsg.), Moderne deutsche Verfassungsgeschichte (1815—1918),
Köln 1972, S. 228 f.
4 Eine Beschreibung und Bewertung dieser QueUengruppen, in der sich auch die Belege für
die folgenden Aussagen rinden, wird in Best, Heinrich, Die quantitative Analyse inhalt¬
licher und kontextueUer Merkmale historischer Dokumente. Das Beispiel der Petitionen
an die Frankfurter Nationalversammlung, in: Best, Heinrich u. Mann, Reinhard (Hrsg.),
Quantitative Methoden in der historisch-sozialwissenschaftlichen Forschung, Stuttgart
1977, S. 162—205, gegeben. Ausführlicher zu diesem Thema demnächst die Dissertation
des Autors über Handelspolitische Interessenkonflikte im frühindustrieUen Deutschland,
die Anfang 1979 in den „Kritischen Studien zur Geschichtswissenschaft** erscheinen wird.
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Rolle im öffentlichen Leben"5 nach der Märzrevolution nicht zu halten ist. Die
Frankfurter Nationalversammlung und die Zentralgewalt bUeben bis in das Frühjahr
1849 trotz aUer Kritik die Adressaten für die poUtischen, wirtschafthchen und so¬
zialen AnUegen großer Gruppen der Bevölkerung.
Wichtige und zumeist kontroverse Themen der Petitionsbewegung waren
— die Reform der Wirtschaftsverfassung, in diesem Zusammenhang vor allem die
Forderung nach Abschaffung der Feudallasten, nach restriktiven gewerbepoUti-
schen Maßnahmen, nach HersteUung eines geschlossenen Binnenmarktes, nach
SchutzzöUen, nach Neuaufteilung des Grundbesitzes, nach gleicher Besteuerung
und sozialer Sicherung, nach Freizügigkeit und einem allgemeinen Niederlas¬
sungsrecht;
— Veränderungen des politischen EntscheidungsSystems, wie die Forderung nach
Trennung von Kirche und Staat, nach Ausgestaltung und Erweiterung einzelner
Grundrechte, nach einer Erweiterung kommunaler Selbständigkeit, nach Ausdeh¬
nung des Wahlrechts und Abschaffung der monarchischen Staatsform;
— Konflikte um die anzustrebende Reichweite politischer Integration, wie der um
eine Einbeziehung Österreichs in einen künftigen deutschen Nationalstaat, um
die Integration ethnischer Minoritäten und die Mediatisierung von Einzelstaaten.
Daten über die regionale Verteüung dieser (interessen-)pohtischen Gravamina las¬
sen sich problemlos aus den Petitionen gewinnen, da in nahezu allen Exemplaren
die Ausstellungsorte angegeben sind.
Es bleibt festzuhalten, daß die grundlegenden Konfliktlinien der Jahre 1848/49
in den Petitionen dokumentiert werden, mehr noch: daß dieser Quellentyp über die
regionalen Schwerpunkte und den sozialen Hintergrund (interessen-)politischer
Orientierungen auch im zeitlichen Umfeld derJahre 1848/49 Aufschluß geben kann.
Denn wir meinen davon ausgehen zu dürfen, daß sich in revolutionären Prozessen
nicht nur beschleunigter Wandel manifestiert, sondern daß in ihnen zugleich die
langfristig wirksamen motivationalen Antriebe und strukturellen Bedingungen poU¬
tischen und sozialen Handelns sichtbar werden.
Die Analyse der regionalen Verteilungsmuster (interessen-)pohtischer Orientie¬
rungen kann gegenwärtig noch nicht die oben beschriebene inhaltliche Vielfalt der
Petitionsbewegung einbeziehen, da dazu eine Umsetzung des Gesamtbestandes in
einen maschinenlesbaren Datensatz die Voraussetzung wäre. Diese Erschheßungs-
arbeit, die der historisch-sozialwissenschaftlichen Forschung die Möglichkeit eröff¬
nen wird, politische Einstellungen und Handlungsfromen auch der „stummen Mas¬
sen** rund hundert Jahre vor dem Einsetzen der Meinungsforschung in Deutschland
auf emer breiten Grundlage zu untersuchen, wird z. Zt. vorbereitet. Als erster Teil¬
bestand wurden bisher die handelspohtischen Petitionen in einen maschinenlesba¬
ren Datensatz übergeführt und mit quantitativen Methoden ausgewertet6.
Gerade dieser Themenbereich ist jedoch für die Analyse interessenpohtischer
Konfliktlinien von besonderer Relevanz, da die Zollpolitik seit dem Ende der napo-
5
Hamerow, Wahlen, S. 228.
6
Vgl. Best, Analyse, S. 164 ff.
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leonischen Kriege von Wissenschaft, Pubüzistik und Interessenten als das wirksam¬
ste übergreifendste Steuerungsinstrument staatücher Wirtschaftspolitik eingeschätzt
wurde und handelspoütische Forderungen über das gesamte 19. Jahrhundert hinweg
der Hauptgegenstand der Einflußversuche WirtschaftUcher Verbände büeben7. Die
besondere Bedeutung handelspolitischer Kontroversen wird auch in der Petitionsbe¬
wegung sichtbar: Mit 3 775 Exemplaren hatten Zollpetitionen einen Anteil von ca.
13—16 % an allen Eingaben an die Frankfurter Nationalversammlung und wurden
von insgesamt ca. 397 000 Unterzeichnern unterstützt. Den weitaus größten Mobi¬
lisierungserfolg hatte die SchutzzoUagitation: Die Befürworter protektionistischer
Maßnahmen stehten mit 372 174 Unterschriften 93,9 % der handelspolitischen
Massenbewegung. Die freihändlerische Seite brachte es dagegen nur auf 20 678
Unterschriften. Die Polarisierung der handelspoütischen Lager wird daran erkenn¬
bar, daß nur 3 699 Unterschriften „indifferente** Petitionen unterstützten, die sich
lediglich für die Aufhebung der innerdeutschen Handelsschranken aussprachen,
ohne ein dezidiertes handelspoütisches Programm zu vertreten.
Klar abgrenzbare zollpoütische Gruppierungen hatten sich bereits im Vormärz
formiert. Auf schutzzöUnerischer Seite wurden in der zweiten Hälfte der 1840er
Jahre die Konzepte Friedrich Lists, der durch ein differenziertes Zollsystem eine
forcierte industrielle Entwicklung Deutschlands einleiten wollte, und Gustav von
Gühchs, der auf dem Weg einer Ausschaltung ausländischer Konkurrenz die hand-
werkUch-kleingewerbüchen Produktionsformen erhalten wollte, zu einem wider-
sprüchüchen aber eingängigen Programm verschmolzen, mit dem unter der Parole
,,Schutz der nationalen Arbeit'* die Interessen von Fabrikanten, Kleingewerbetrei¬
benden, gewerbhchen Arbeitern und Landwirten gleichermaßen angesprochen wer¬
den soUten. Auf freihändlerischer Seite wurde das Konzept des preußischen Tarifs
von 1818 zur Richtschnur interessenpolitischen Handelns8. Für die Jahre 1848/49
wird die Klassifikation von Forderungen in die Kategorien ,,schutzzöllnerisch'* und
,,freihändlerisch" zusätzlich dadurch erleichtert, daß mit dem „Allgemeinen deut¬
schen Verein zum Schutze der vaterländischen Arbeit** auf schutzzöUnerischer
Seite, dem „Deutschen Verein für Handelsfreiheit" und dem „Verein von Abgeord¬
neten des Handelsstandes" auf freihändlerischer Seite handelspoütische Interessen¬
organisationen entstanden, deren Tarifentwürfe die offiziellen Forderungskataloge
von Freihandels- und SchutzzoUbewegung festlegten9.
7 Vgl. dazu u. a. Fischer, Wolfram, Das Verhältnis von Staat und Wirtschaft in Deutschland
am Beginn der Industriahsierung, in: Wirtschaft und GeseUschaft im Zeitalter der Indu-
striaüsierung. Aufsätze — Studien — Vorträge, Göttingen 1972, S. 67; Nipperdey, Thomas,
Interessenverbände und Parteien in Deutschland vor dem ersten Weltkrieg, in: Wehler,
Hans-Ulrich (Hrsg.), Moderne deutsche Sozialgeschichte, 3. Aufl., Köln u. Berhn 1970,
S. 369 ff. und Tüly, Richard, Los von England: Probleme des NationaUsmus in der deut¬
schen Wirtschaftsgeschichte, in: Zs. f. d. ges. Staatswissenschaft, 124 (1968), S. 170 ff.
8 Entwurf zu einem ZoUtarif für das vereinte Deutschland. Ausgearbeitet und mit Motiven
versehen in Gemäßheit der Beratung der in Frankfurt versammelt gewesenen Abgeordne¬
ten des Handelsstandes, Frankfurt a. M. 1848, S. 1.
9 Vgl. dazu Finger, Adolf, Die SchutzzoUfrage 1848/49 und der AUgemeine deutsche Verein
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Beide handelspolitischen Lager fanden bereits im Vormärz ihren Ruckhalt in un¬
terschiedhchen regionalen Einzugsgebieten. Die Freihandelsbewegung wurde vor
allem aus den Handelsstädten im Ostseekustenraum, aus Berlin, Hamburg und den
Messestädten Leipzig und Frankfurt unterstutzt. Seit 1847 begannen sich in einigen
dieser lokalen Zentren Freihandelsvereine zu bilden, die in erster Linie von-den
Kaufmannschaften getragen wurden, aber auch bei den exportorientierten Agrariern
des Hinterlandes Anklang fanden. Die Schutzzollbewegung hatte ihre Schwerpunkte
in den suddeutschen Staaten, der Rheinprovinz und dem Kgr. Sachsen Die Indu¬
strie- und Fabnkantenvereine dieser Regionen wurden die organisatorischen Trager
protektionistischer Forderungen10
Die regionale Differenzierung von Schutzzoll- und Freihandeisbewegung blieb
trotz der im Vormärz sehr begrenzten Möglichkeiten interessenpolitischer Einfluß¬
nahme nicht ohne Wirkung auf die politischen Entscheidungsprozesse Die Positio¬
nen der Einzelstaaten auf den Zollvereinskongressen wie bei den Verhandlungen
über die Einbeziehung der norddeutschen Kustenstaaten in einen gesamtdeutschen
Zollverband wurden unter anderem von den jeweils vorherrschenden zoapolitischen
Orientierungen bestimmt, die wiederum Unterschiede der Wirtschaftsstruktur und
der Ausrichtung am Weltmarkt spiegelten . In aller Deutlichkeit traten die mteres-
senpohtischen Konfliktlinien jedoch erst hervor, als 1848/49 die pohtischen Restrik¬
tionen des Vormärz wegfielen und sich in Frankfurt für wenige Monate em parla¬
mentarisches Zentrum etabherte Wie hoch zeitgenossische Beobachter die Bedeu¬
tung des Schutzzollkonflikts für die politischen Entscheidungsprozesse dieser Jahre
einschätzten und wie sie die regionale Komponente in den lnteressenpohtischen
Auseinandersetzungen bewerteten, laßt der „Jahresbericht pro 1848** der Kolner
Handelskammer erkennen: Er meldete besorgt, „daß den deutschen Einheitsbestre¬
bungen aus dem Gegensatze der materiellen Interessen ernstliche Schwierigkeiten
erwachsen konnten. Wahrend namlich auf der einen Seite die Seehafen- und Küsten¬
länder durch die Natur auf die Vermittlung des Austausches der verschiedenen Zo¬
nen angewiesen sind, haben sich andererseits die Binnenlander der Fabrikindustrie
ergeben, beide haben sich die ihrem Wesen entsprechende Fahne erkoren und be¬
kämpfen sich mit diametral entgegengesetzten Grundsätzen und Tanfentwürfen"12
Die angedeuteten Zusammenhange zwischen dem sozio ökonomischen Kontext,
den Mobihsierungserfolgen der konkurrierenden handelspolitischen Lager und den
pohtischen Entscheidungspro zessen lassen sich in vier konkrete Forschungsfragen
fassen, deren Beantwortung auf den folgenden Seiten versucht werden soll.
zum Schutze der vaterländischen Arbeit, Gießen, Phil Diss 1937 und Pahl, Hans, Harn
bürg und das Problem einer deutschen Wirtschaftseinheit im Frankfurter Parlament
1848/49, Hamburg, Phil. Diss. 1930. Ausfuhrlicher und mit neuen Daten demnächst Best,
Interessenkonfhkte.
10 Ebd.
11 Diese Zusammenhange lassen sich vor allem bei der 6. und 8. Generalkonferenz der Zoll-
vereinsstaaten, auf denen über die Erhöhung der Eisen und Textilzolle debattiert wurde,
beobachten. Vgl. Verhandlungen der sechsten (achten) General-Conferenz in Zollverems-
Angelegenheiten, Berhn/Karlsruhe 1843/1846.
12 Bundesarchiv/Fm., RMH 14, Nr. 337.
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— Welche Auswirkungen hatten regionale Disparitäten der Sozial- und Wirtschafts¬
struktur auf die Ausbildung von Zentren der Freihandels- und Schutzzollbewe¬
gung?
— Welcher Zusammenhang bestand zwischen regionalen Unterschieden der Außen¬
handelsorientierung und den jeweihgen Mobiüsierungserfolgen der konkurrieren¬
den handelspoUtischen Lager?
— Welcher Zusammenhang bestand zwischen der Ausbildung verbandspolitischer
„Infrastrukturen" und der Entstehung von Zentren der SchutzzoU- und der Frei-
handelsb ewegung?
— Setzten sich die sektionalen interessenpoütischen Konfliktünien, die auf der
Ebene der handelspoUtischen Massenbewegung identifiziert werden können, über
die intermediären Instanzen in den parlamentarischen Bereich fort?
2. Verlauf und Entstehungsbedingungen sektionaler interessen¬
politischer Konfliktlinien im frühindustriellen Deutschland
2.1. Die interessenpolitische Landkarte des frühindustriellen Deutschland
Da ,unteressenpoUtische Orientierungen** ein zu komplexes Phänomen sind, als daß
sie direkt gemessen werden könnten, ist es notwendig, für diese Variable einen ge¬
eigneten Indikator auszuwählen, dessen Quaütät Aussagen der angestrebten Reich¬
weite erlaubt. Der Prozentanteü der Zahl der Unterschriften zugunsten freihändle¬
rischer oder schutzzöUnerischer Petitionen an den Bevölkerungszahlen noch abzu¬
grenzender regionaler Einheiten (Mobilisierungsgrad) ist, wie wir meinen, diejenige
Maßzahl, die am sensibelsten Unterschiede des Engagements für die konkurrieren¬
den handelspoUtischen Programme anzeigt. Demgegenüber liefern Indizes, die auf der
Zahl der Petitionen beruhen, ein eher verzerrtes Bild, da deutliche Abweichungen
der Unterschriftenhäufigkeiten pro Petition je nach Textversion, Herkunftsort und
Ausstellungsmonat festgestellt wurden.
Das zweite methodische Problem, das vor der Diskussion der Forschungsergeb¬
nisse geklärt werden soU, ist die Abgrenzung der Gebietseinheiten. Mit der Perspek¬
tive, eine ökologische Analyse interessenpoütischer Mobiüsierungsprozesse durch¬
zuführen, wurde der regionale Raster der zeitgenössischen Berufs- und Gewerbesta¬
tistik der Untersuchung zugrundegelegt. Dies hat zur Folge, daß die Untersuchung
auf relativ hochaggregierten Daten beruht, da z. B. die ZoUvereinserhebung des Jah¬
res 1846 nur auf der Ebene der Einzelstaaten präsentiert wurde13. Die großen und
13 Vgl. dazu die Statistische Übersicht der Fabrikations- und gewerbhchen Zustände in den
verschiedenen Staaten des deutschen ZoUvereins im Jahre 1846, in: Mitteüungen des stati¬
stischen Bureau's in Berhn, 4 (1851), S. 252 ff. Die Abgrenzung der Gebietseinheiten
rechtfertigt sich auch dadurch, daß im Rahmen der Einzelstaaten bzw. der Provinzen
Bayerns und Preußens die Petitionsbewegung organisiert wurde. So stimmen die Verbrei¬
tungsgebiete der Sammelpetitionen (fast 90 % aUer untersuchten Petitionsexemplare gehö¬
ren zu Sammelpetitionen) im allgemeinen mit den Grenzen dieser politischen Einheiten
überein. Vgl. Best, InteressenkonfUkte.
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inhomogenen staathchen Einheiten Bayern und Preußen konnten jedoch soweit in
ihre Provinzen und Verwaltungsbezirke unterghedert werden, daß die Vergleichbar-
keit zu anderen Regionen gewahrt bleibt.
Tabelle 1 stellt die regionale Verteilung schutzzöUnerischer und freihandlenscher
Unterschriften sowie die regionalen Abweichungen der Mobihsierungsgrade für bei¬
de handelspoütische Lager dar:
Tabelle 1 Die regionale Differenzierung von Schutzzoll- und Freihandeisbewegung
Region Zahl der Zahl der Freihandl. schutzzoüner.
freihandl. schutzz. Mobihsie Mobihsie-
Unterschr. Unterschr. rungsgrad+ rungsgrad+
Bayern (rechtsrh.) — 19 655 — 0,50
davon Franken - 15 649 - 0,96
davon Altbayern,
Schwaben und
Oberpfalz - 4 006 - 0,17
Württemberg - 50 392 _ 2,90
Baden - 41 739 - 3,06
Hessen-Darmst. - 12 849 - 1,50
Hessen-Kassel - 1 152 _ 0,15
Pfalz - 15 126 - 2,48
Nassau — 17 522 - 4,18
Thüringen"*"* - 12 315 - 1,29
Kgr. Sachsen 383 114 689 0,02 6,05
Braunschw /Lippe - 827 - 0,20
Rheinprovinz 497 47 962 0,01 1,70
Prov. Westfalen 1 8 281 _ 0,56
Prov. Sachsen/Anhalt - 1 808 - 0,10
Prov. Brandenburg 287 398 0,01 0,01
Prov. Schlesien 217 25 674 - 0,83
Prov Posen 1783 2 0,13 -
Ostseeprov 2 502 232 0,06 -
Mecklenburg 10 966 44 1,74 -
Hannover 1 156 203 0,06 0,01
Oldenburg 117 5 0,04 -
Schleswlg-Hol. 1489 251 0,16 0,02
Bremen - 4 - -
Lübeck 301 - 0,63 -
Hamburg 905 2 0,44
Frankfurt 1 515 - 0,74
Insgesamt+++ 20 678 371 849 0,04 0,74
Österreich - 551 - -
+) Anteil der Zahl der Unterschriften an der der Gesamtbevolkerung in Prozent
++) Thüringische Staaten ohne Anhalt
+++) ohne Österreich
14 Die Bevölkerungszahlen für die einzelnen Regionen wurden aus Tab. 2 entnommen.
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* Wenn man die regionalen Zentren der handelspoUtischen Petitionskampagne
durch einen Mobüisierungsgrad von (aufgerundet) > 1 % definiert, läßt sich für die
SchutzzoUbewegung ein Kernbereich abgrenzen, der von West- und Südwestdeutsch¬
land in einem Ausläufer über Franken und Thüringen nach Sachsen reichte (vgl.
Karte). 88,3 % aUer Unterschriften zugunsten schutzzöUnerischer Petitionen kamen
aus diesem Raum, in dem andererseits nur 36,5 % der nichtösterreichischen Bevöl¬
kerung des Deutschen Bundes (in den Grenzen von 1848—1851) lebten. Neben die¬
sem Kernbereich und emer Füüe lokaler Einzelpetionen gab es in den schlesischen
Zentren der Textil- und Montanindustrie, in den Augsburger und Münchner Gewer¬
beregionen, im westUchen Westfalen und im Tabakanbaugebiet von Duderstadt
weitere Schwerpunkte der Schutzzollbewegung.
Die Freihändler hatten auf regionaler Ebene ledigüch in Mecklenburg einen nen¬
nenswerten MobUisierungserfolg: Mit 1,7 % der Gesamtbevölkerung wurde dort ein
ähnhch großer Bevölkerungsanteü aktiviert wie für schutzzöUnerische Petitionen in
Rheinpreußen. Daneben gab es ein überlokales Zentrum der Freihandelsbewegung
in Posen. Lokale Petitionen kamen aus nahezu aUen Häfen der Ostseeküste. Es über¬
rascht, daß in Hamburg, das neben Frankfurt das zweite organisatorische Zentrum
der Freihandelsbewegung war, und aus dem im wesentlichen die finanziellen Mittel
für ihre Agitation und Organisation flössen, nur 0,4 % der Gesamtbevölkerung mo¬
bilisiert wurden.
Zusammenfassend läßt sich eine Viergliederung der interessenpolitischen Land¬
karte Deutschlands erkennen: In den nordostdeutschen Küstenregionen eine frei¬
händlerische Zone, in Nordwest- und im nördUchen Mitteldeutschland eine Zone
mit geringen Mobiüsierungserfolgen für beide Lager, in West-, Südwest- und in süd¬
lichen Mitteldeutschland das schutzzöUnerische Kerngebiet und schließlich in Alt¬
bayern und in den zum Deutschen Bund gehörenden Teilen des österreichischen
Kaiserstaates wieder eme Zone der Indifferenz.
2.2. Sozio-ökonomischer Kontext und interessenpolitische Orientierungen
Die Beobachtung einer deutlichen regionalen Differenzierung interessenpolitischer
Orientierungen regte bereits die Zeitgenossen zu Überlegungen über deren wirt¬
schafthche, sozialstrukturelle und motivationale Entstehungsbedingungen an. So
führte das Organ des „Deutschen Vereins für Handelsfreiheit", der „Deutsche
Volkswirt", die schutzzöUnerischen Tendenzen Süddeutschlands auf den vermeint¬
lichen Niedergang semer Gewerbekultur seit den Zeiten der Fugger zurück. Ande¬
rerseits befinde sich die gewerbliche Entwicklung Norddeutschlands wegen „seiner
vermehrten Seegeltung und seiner vermehrten Beziehungen zum Auslande*' im Auf¬
schwung15. Da wesentliche wirtschaftliche Strukturunterschiede zwischen Süd-und
Norddeutschland geleugnet wurden, verfiel ein Beitrag darauf, die Persönüchkeit
Friedrich Lists, der „nur mit Peter Waldus, Thomas Münzer und anderen Religions-
15 3 (1849), S. 27, 4, S. 42.
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Abb.1 Die. Zentren von Schutzzoll- und Freihandelsbewegung
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Schwärmern vergleichbar" sei, als Grund für die letztlich irrationale SchutzzoUbegei-
sterung Süddeutschlands anzuführen16.
Demgegenüber begründete das „Zollvereinsblatt" die sektionalen Abweichungen
interessenpolitischer Orientierungen mit den wirtschaftlichen Strukturunterschie¬
den zwischen einem gewerbe- und industriereichen Binnenland und den „reinen
Agrikulturprovinzen an der Küste" 7.
Dieser Erklärungsversuch ist sicherlich plausibler als die etwas gewagten Annah¬
men der freihändlerischen Beobachter. Er soU im Folgenden als Ausgangshypothese
zur Begründung für die Entstehung sektionaler interessenpolitischer Konfliktünien
übernommen werden.
Bevor jedoch die Analyse des Zusammenhangs zwischen interessenpolitischen
MobiUsierungserfolgen und sozio-ökonomischem Kontext unternommen werden
kann, soüen die ökologischen Daten vorgestellt werden, die als unabhängige Varia¬
blen in dieses Erklärungssystem eingeführt werden. Hier stellt sich zunächst die Fra¬
ge, welche Indikatoren für die Aufdeckung von Unterschieden zwischen den regio¬
nalen Wirtschafts- und Sozialstrukturen gewählt werden soüen. Es versteht sich, daß
dabei die spezifische Fragestellung der Untersuchung, die auf die interessenpoliti¬
schen Folgen und Impükationen solcher Disparitäten gerichtet ist, besonders be¬
rücksichtigt werden muß.
Sind es also Unterschiede der Schicht- oder der Berufsgruppenstruktur, der
Repräsentanz einiger zentraler Wirtschaftsbereiche oder des Einkommens pro Kopf
der Bevölkerung durch die Differenzen regionaler Interessenlagen am besten erklärt
werden können?18
Angesichts der gegebenen Forschungsziele war die interessenpolitische Selbst¬
klassifizierung der Bevölkerung, deren politisches Handeln im Zweifel nicht von den
objektiven Verhältnissen, sondern von einer häufig gebrochenen und verzerrten Per-
zeption der sozialen und wirtschaftlichen Wirklichkeit bestimmt wurde, ein wichti¬
ger Gesichtspunkt für die Entscheidung zugunsten eines bestimmten Kriteriums.
Unter dieser Voraussetzung schien die Weise, in der sich in den Jahren 1848/49 die
deutsche Öffentlichkeit zur Artikulation WirtschaftUcher Interessen und sozialer
AnÜegen formierte, der angemessene Raster für die Aufdeckung sozio-ökonomi-
scher Strukturunterschiede. Die Definition der den folgenden Darstellungen zugrun¬
degelegten Interessengruppen entspricht also der Weise, in der sich 1848/49 die
wirtschaftlichen Intexessenorganisationen formierten. Die ermittelten prozentualen
Anteüe der Interessengruppen an den regionalen Gesamtbevölkerungen sollen den
Vergleich zwischen den regionalen interessenpoUtischen Potentialen ermöglichen19
16 Ebd., 7 (1849), S. 93.
17 Ebd., (1849), S. 18.
J* Vgl. dazu den programmatischen Einführungsaufsatz für diesen Band.
Die Landwirte hatten bereits vor 1848 eine Interessenvertretung auf nationaler Ebene eta¬
bliert. Sie trafen sich seit 1837 zu jährlichen „Versammlungen der Deutschen Land- und
Forstwirte", in denen bald neben rein agrarwissenschaftlichen und -technischen Themen
interessenpolitische FragesteUungen angesprochen wurden. 1848 formierten sich die deut-
19
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Die im folgenden vorgeführten Ergebnisse beruhen auf der zeitgenössischen Ge¬
werbestatistik, deren Zahlenangaben für die emzelnen Berufsgruppen auf die sechs
identifizierten interessenpoütischen Kategorien verteüt wurden. Für die norddeut¬
schen Staaten außerhalb des Zollvereins und die ZoUvereinsstaaten Braunschweig,
Luxemburg und Frankfurt liegen keine oder keine vergleichbaren statistischen Er¬
hebungen vor. Die Habsburger Monarchie wurde ebensowenig berücksichtigt, da die
wirtschaftlichen Interessengruppen Österreichs im behandelten Zeitraum kaum in
die zoüpoütischen Kontroversen eingriffen (vgl. Tab. 1). Ergebnisse für die landwirt¬
schaftliche Bevölkerung können aufgrund mangelnder statistischer Angaben nur für
Preußen, Bayern und Sachsen vorgeführt werden.
Es muß ferner darauf hingewiesen werden, daß die Werte für einige Interessen¬
gruppen auf Schätzungen beruhen. Das gilt insbesondere für die „gewerbüchen Ar¬
beiter** und die „landwirtschaftUchen Arbeiter*', die in einigen Regionen nur un¬
scharf voneinander abzugrenzen waren.
In den Jahren um die Mitte des 19. Jahrhunderts läßt sich unter diesen Voraus¬
setzungen folgende regionale Verteüung sozio-ökonomischer Interessengruppen
beobachten20:
sehen Landwirte zu einem „Kongreß von Abgeordneten deutscher landwirtschafthcher Ver¬
eine1*. Auch die deutschen Fabrikanten hatten seit Beginn der 1840erJahre Ansätze zu ei¬
ner nationalen interessenpolitischen Vertretung gemacht. Sie schufen sich 1848 den „AUge¬
meinen deutschen Verein zum Schutze der vaterländischen Arbeit", der vor allem von Indu-
tionalen interessenpolitischen Vertretung gemacht. Sie schufen sich 1848 den „AUgemei¬
nen deutschen Verein zum Schutze der vaterländischen Arbeit**, der vor allem von Indu¬
striellen aus der Textil- und Eisenindustrie getragen wurde. Die Kaufleute gründeten 1848
einen „Verein von Abgeordneten des Handelsstandes**. Die Arbeiter artikulierten ihre In¬
teressen auf dem „Allgemeinen deutschen Arbeiterkongreß*' und dem „Berliner Arbeiter¬
kongreß". Durch den „Deutschen Handwerker- und Gewerbekongreß" wurden die Belange
der selbständigen Gewerbetreibenden vertreten, nachdem die GeseUen von den Abstim¬
mungen ausgeschlossen worden waren.
Diese organisatorischen Ansätze wirtschaftlicher Interessenorganisationen lassen in selb¬
ständigen Landwirten und Gewerbetreibenden, Fabrikanten, Kaufleuten und unselbständi¬
gen gewerbhchen Arbeitern die fünf Interessengruppen erkennen, in die sich 1848/49 die
deutsche Öffentlichkeit zur Artikulation wirtschaftlicher Forderungen und sozialer Anlie¬
gen formierte. Der größte Bevölkerungsanteü, die unselbständigen landwütschafthchen
Arbeiter, waren noch nicht durch eine Organisation vertreten. Da jedoch ihre Anteüe an
den regionalen Gesamtbevölkerungen wichtige Aufschlüsse über die jeweils vorherrschen¬
de Wirtschaftsweise, insbesondere über die Bedeutung des Großgrundbesitzes geben, wur¬
den sie in die Analyse der regionalen sozio-ökonomischen Strukturunterschiede mit einbe¬
zogen.
Die Tatsache, daß sich bei der Abgrenzung der Interessengruppen schicht- und berufsgrup-
penspezifische Orientierungen überlagerten, ist charakteristisch für die Lage einer frühindu¬
strieUen Gesellschaft, deren ständische Ordnung infolge der einsetzenden Wandlungspro¬
zesse abzubröckeln beginnt. Diese Überschneidung muß deshalb trotz der mit ihr verbun¬
denen terminologischen Unscharfe hingenommen werden.
Belege und detaiUierte Informationen über das Verbandswesen im frühindustriellen
Deutschland demnächst in Best, Interessenkonflikte.
20 Die QueÜenbelege und die Beschreibung der Vorgehensweisen bei der Berufsklassifikation
demnächst ebd.
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Um die Auswirkungen der in Tabelle 2 sichtbar werdenden Strukturunterschiede
auf die mteressenpohtischen Mobihsierungserfolge zu messen, wurden die prozen¬
tualen Anteile der Interessengruppen an den Gesamtbevolkerungen der einzelnen
Regionen mit den entsprechenden Anteüen der Unterschriften zugunsten schutz¬
zöUnerischer Petitionen (Tab. 1, Spalte 4) korreliert (Untersuchungseinheiten sind
die in Tab. 2 aufgehsteten Regionen).
Als Meßgroße wurde der Produkt Moment Korrelationskoeffizient r emgesetzt,
der sich im Wertebereich zwischen —1 und +1 bewegt. Ware im gegebenen FaU der
Mobüisierungsgrad tendenziell hoch, wenn die Anteüe einer Interessengruppe an den
regionalen Bevölkerungen relativ gering sind, wurden negative Werte gemessen, fal¬
len hohe Bevolkerungsanteüe und hohe Mobihsierungsgrade zusammen, ergeben
sich positive Werte.
Tabelle 3 Produkt-Moment Korrelationskoeffizienten regionale Mobihsierungsgrade (in Pro
zent der Gesamtbevolkerung) / prozentuale Anteile der Interessengruppen an den regionalen
Gesamtbevolkerungen
IndustrieUe Kaufleute Landwirte Handwerker Arbeiter Landarbeiter
0.14 0 12 0.27 0 67 0.40 0.24
N(17) N(17) N(H) N(17) N(17) N(H)
Tabelle 3 laßt erkennen, daß vor allem in den Zentren kleingewerblicher Produk¬
tions- und Besitzverhaltnisse, dort wo selbständige Gewerbetreibende relativ hohe
Anteile an den Gesamtbevolkerungen stellten, die Schutzzollbewegung große Mobi¬
hsierungserfolge erzielte (r = 0 67) Weniger deutlich ist eme Konzentration auf Re¬
gionen mit hohen Bevolkerungsanteüen gewerbhcher Arbeiter (r = 0 40).
Der Befund, daß die Mobihsierungserfolge der SchutzzoÜbewegung in Regionen
mit hohen Anteilen selbständiger Gewerbetreibender an der Gesamtbevolkerung am
größten waren, sollte vor dem Hintergrund der starken Vertretung dieser Gruppe in
den Unterschriftenlisten schutzzöUnerischer Petitionen interpretiert werden Zu-
21 Vgl. Best, Analyse, S. 172. Die Interpretation der ökologischen Korrelationen bedarf noch
einer zusätzlichen Erläuterung zur Frage, warum der „Befund, daß die Mobihsierungserfol
ge der SchutzzoUbewegung in Regionen mit hohen Anteilen selbständiger Gewerbetreiben
der an der Gesamtbevolkerung am größten waren , vor dem „Hintergrund der starken Ver
tretung dieser Gruppe in den Unterschriften schutzzöUnerischer Petitionen" interpretiert
werden soUte. Diese Erweiterung des Datenhintergrundes für die folgenden Interpretatio
nen war notwendig, weil sonst ein ökologischer Fehlschluß begangen worden wäre, d. h.,
Zusammenhange zwischen pohtischen und sozialstatistischen Merkmalen, die auf der
Ebene von Gebietseinheiten festgestellt wurden, waren so interpretiert worden, als spiegel¬
ten sie notwendigerweise und ohne Verzerrungen Zusammenhange auf der Individualebene
wider. Um diesen Fehler zu vermeiden, wurden auch Befunde über die sozialen Merkmale
der Unterzeichner von Petitionen, die auf direkter Messung beruhen, in den Erklarungszu
sammenhang einbezogen. Vgl. Pappi, Franz Urban, Aggregatdatenanalyse, in Van Kool-
wrjik, Jürgen u. Wieken Mayser, Maria (Hrsg ), Techniken der empirischen Sozialforschung
Bd. 7 (Datenanalyse), München 1977, S. 78 ff.
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sammengenommen deuten beide Ergebnisse darauf hin, daß zwischen der schutz-
zöUnerischen Petitionskampagne und der handwerküchen Protestbewegung gegen
den Niedergang traditioneller Wirtschaftsformen ein Zusammenhang in der Weise
bestand, daß die SchutzzoUagitation ihren Massenerfolg wesenthch durch die Ver¬
wertung kleingewerbücher Existenz- und Zukunftsängste erzielte. Für diese Erklä¬
rung spricht auch die positive Korrelation zwischen schutzzöünerischen Mobilisie¬
rungserfolgen und BevöTkerungsanteüen gewerbücher Arbeiter (r = 0.40), denen mit
Handwerksgesellen, LehrUngen und den in der protoindustriellen TextÜproduktion
Beschäftigten einige Gruppen zugerechnet werden, die sich ebenfaUs durch die Indu¬
striahsierung bedroht sahen. Auch die geringe Korrelation zwischen schutzzöüneri¬
schen MobiUsierungserfolgen und den Bevölkerungsanteilen der Industriellen stützt
diese Hypothese (r =0.14): Ein hoher Industriaüsierungsgrad, für den ein hoher Be¬
völkerungsanteü des industriellen Bürgertums mit einiger Vorsicht als Indikator gel¬
ten kann, war nicht unbedingt ein günstiger Kontext für die Schutzzollbewegung.
Grundsätzlich wird die Vermutung des „ZoUvereinsblatts", daß die regionalen
Abweichungen interessenpoütischer Orientierungen auf unterschiedliche sozial¬
strukturelle Bedingungen zurückzuführen seien, durch den statistischen Befund be¬
stätigt, denn es bestand eme deutliche Abhängigkeit schutzzöUnerischer Mobilisie¬
rungserfolge vom sozio-ökonomischen Kontext:
multiples r = 0.73.
Dieses Ergebnis wird leichter interpretierbar, wenn wir den Produkt-Moment
Korrelationskoeffizienten r in das „Bestimmtheitsmaß'* r2 transformieren, das die
„erklärte Varianz" in Prozent darsteUt:
multiples r2 = 0.53.
Dieser Wert bedeutet, daß die regionale Differenzierung des sozio-ökonomischen
Kontexts zu immerhin 53 % die regionalen Unterschiede schutzzöUnerischer Mobi¬
lisierungserfolge erklärt. Jedoch bleibt ein nicht unbedeutender unerklärter Rest.
Ebensowenig kann die Konzentration der Freihandelsbewegung auf den nordost¬
deutschen Küstenraum aüein auf sozialstrukturelle Determinanten zurückgeführt
werden. So wurde zum Beispiel auch die Landwirtschaft der Provinzen Schlesien
und Brandenburg vom Großgrundbesitz geprägt, ohne daß dies Mobüisierungserfol-
ge zugunsten freihändlerischer Forderungen nach sich gezogen hätte22.
22 Für die Notwendigkeit einer Suche nach ergänzenden Erklärungsansätzen kann neben die¬
sen Gründen noch das Phänomen genannt werden, daß bei ökologischen Korrelationen der
Korrelationskoeffizient in der Regel mit der Größe der verwendeten Gebietseinheiten
wächst. Da bei den hier vorgesteUten Untersuchungen aus den angeführten Gründen hoch-
aggregierte Daten verwendet wurden, ist zumindest die Gefahr gegeben, daß die ermittel¬
ten Korrelationen inflationiert sind. Es empfiehlt sich also auch aus dieser Perspektive eine
Erweiterung des Erklärungsansatzes. Vgl. Pappi, Aggregatdatenanalyse, S. 90 ff.
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2.3. Die Spaltung des deutschen Marktes als Determinante
interessenpolitischer Mobilisierungsprozesse
Hier bietet es sich an, einen Gesichtspunkt miteinzubeziehen, der unter dem Stich¬
wort „Spaltung des deutschen Marktes" erörtert werden soll. Dieser Begriff be¬
schreibt das Phänomen, daß die Nord- und Ostseeküstenregionen in ähnlich engen
Handelsbeziehungen zu England wie zu ihrem deutschen Hinterland standen: Ein
agrarisches Nordostdeutschland exportierte seine Überschüsse an landwirtschaftli¬
chen Erzeugnissen nach England und deckte dort auch zum Teü seinen Bedarf an
Gewerbeprodukten, während die gewerblichen Regionen Mittel-, West- und Süd¬
westdeutschlands europäische Nahrungsmittel und agrarische Rohstoffe zum TeÜ
aus dem ZoUausland importieren^3. Ein wichtiger Grund für diese Orientierung lag,
neben der Aufnahmebereitschaft des Marktes der führenden Industrienation für
deutsche Agrarprodukte, im Kostenvorteü des Seetransports, Die Verschiffung ost¬
preußischen Flachses nach England kostete 1845 beispielsweise 15 bis 20 Sübergro-
schen pro Zentner und machte damit 4—6 % des Warenpreises aus. Für die Kunden
in den schlesischen Zentren der Verarbeitung kostete der Bezug demgegenüber 1 Ta¬
ler 15 Silbergroschen bis zu 1 Taler 20 Silbergroschen und verteuerte damit den
Flachspreis um 13-14 %24.
Der gleiche Transportkostenvorteil begünstigte in umgekehrter Richtung den
Import britischer Industrieerzeugnisse in die Küstenregionen und wirkte hier als ein
,,Schutzzoll" zugunsten der britischen und gegen die heimische Produktion. Das
galt in besonderem Maße für die gewerbhchen Massengüter. Zu Beginn der 1840er
Jahre führte der Transportkostenvorteü Nordostdeutschlands beispielsweise dazu,
daß der Preis schottischen Koksroheisens in Stettin um 43,2 %, in Berlin um 32,3 %,
in Schlesien aber „nur" noch um 22,3 % unter dem des billigsten schlesischen Koks¬
roheisens lag. Selbst nach der Einführung von Eisenzöllen im Jahr 1844 behielt Eng¬
lang seine starke Stellung als Eisenlieferant Norddeutschlands: Im Durchschnitt der
Jahre 1845/47 gingen 35 % des zoUvereinsländischen Imports von Stabeisen und
23 % des Imports grober Gußwaren in die schwach industriaüsierten Ostseeküsten¬
regionen25.
So lange bis die wachsende Konkurrenz überseeischer Anbieter in Agrarproduk-
ten, die zunehmende Binnennachfrage und die Entfaltung eines eigenen Industrie¬
potentials die Bedeutung des Handelspartners England minderten, bewirkte die
Spaltung des deutschen Marktes eine regionale Differenzierung interessenpoUtischer
Orientierungen. Das freihändlerische Postulat der internationalen Arbeitsteilung war
für Nord- und Nordostdeutschland aus dieser Perspektive kein Schlagwort, sondern
23 Vgl. dazu ausfuhrüch Borries, Bodo von, Deutschlands Außenhandel 1836 bis 1856. Eine
statistische Untersuchung der Frühindustrialisierung, Stuttgart, Phü.'Diss. 1970.
24 Vgl. dazu das ProtokoU der „Verhandlungen zu Berlin auf dem Königl. Handelsamte, am
31ten März, lten, 2ten und 3ten April 1845", Bundesarchiv/Fm., VWA 110.
25 Vgl. Nebenius, (Karl Friedrich), Über die Zölle des deutschen Zollvereins zum Schutze der
einheimischen Eisenproduktion, Karlsruhe 1842, S. 10.
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die Grundlage seiner wirtschaftlichen Existenz. Eine entschlossene Schutzzollpolitik
mit der möglichen Folge einer britischen Retorsion gegenüber deutschen Agrarex-
porten mußte von den nord- und nordostdeutschen Küstenregionen als ernsthafte
Bedrohung empfunden werden. Dies gilt um so mehr, als ihre landwirtschaftliche
Produktionsstruktur mit der Ausrichtung auf den Weizenanbau an den Bedürfnissen
des englischen Marktes orientiert war. In Deutschland wurde dagegen noch vorwie¬
gend Roggen konsumiert26.
-
Allerdings waren wegen der außerordentlich hohen Kosten des Landtransports
schon die küsten- und wasserstraßenfernen Gebiete der Ostseeprovinzen auf dem
engüschen Getreidemarkt nur noch unter günstigen Bedingungen konkurrenzfä¬
hig27. Deshalb orientierte sich hier die Landwirtschaft stärker am Binnenmarkt,
während andererseits englische Industrieprodukte, wie Roheisen, und ausländische
Genußmittel, wie zum Beispiel französischer Wein, noch einen Transportkostenvor-
teü genossen. Gegenüber freihändlerischen wie schutzzöllnerischen Forderungen
waren diese Regionen relativ indifferent .
Auch die Zentren der SchutzzoUbewegung wurden, da ihre Märkte über den
Rhein und die Elbe erreicht werden konnten, von einer kaum durch Transportko¬
sten behinderten Konkurrenz engUscher Industriewaren getroffen; dessen Eisenim¬
porte genossen gegenüber den wasserstraßenfernen deutschen Produktionszentren
sogar einen TransportkostenvorteU29. Da sich die Regionen des schutzzöllnerischen
Kernbereichs andererseits nicht am Agrarexport beteiügen konnten30, wurde dort
der Warenaustausch mit einem gewerblich höher entwickelten Handelspartner von
den meisten Produzentengruppen ausschließhch als Bedrohung der eigenen Absatz¬
chancen empfunden .
In Südostdeutschland, das erst nach 1850 an das deutsche Eisenbahnnetz ange¬
schlossen wurde und über keine leistungsfähige Wasserstraßenverbindung zur Nord¬
see verfügte, behinderten die Transportkosten auch den Import englischer Industrie¬
waren und führten zu einer relativen Isolation von den ausländischen Anbietern.
Das Engagement für die handelspoUtischen Massenbewegungen war dort relativ ge¬
ring.
Diese nichtlineare Beziehung zwischen dem Faktor „Integration in den nationa¬
len Markt" und den schutzzöünerischen bzw. feihändlerischen Mobilisierungsgraden
wird durch die folgende hypothetische Verteilung dargesteUt. Die Dimension „Bin¬
nenmarktorientierung" entspricht etwa einem Schnitt in nordsüdlicher Richtung
durch das Gebiet des Deutschen Bundes (vgl. Karte).
26
Vgl. Bondi, Gerhard, Deutschlands Außenhandel 1815-1870, Berhn 1958, S. 92 ff.
27 Das ZoUvereinsblatt, 14 (1847), S. 247.
28 Vgl. Tab. 2.
29 Vgl. Anm. 25.
30 Vgl. Borries, Außenhandel.
31 Vgl. u. a. Tilly, Nationalismus.
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Abb. 2 Der Zusammenhang zwischen Außenhandelsonentierung und Mobüisierungsgrad
hoch
Mobüisie¬
rungsgrad
niedrig
Binnenmarktonentierung
schwach stark
— freihandienscher Mobüisierungsgrad
— schutzzöUnerischer Mobüisierungsgrad
Die Spaltung des deutschen Marktes hatte bereits im Vormärz Prozesse pohti¬
scher Desintegration ausgelost. So hatten die Provinzialstande West- und Ostpreu¬
ßens 1845 die Ausgliederung der durch sie vertretenen Regionen aus dem ZoUverein
gefordert, damit deren besondere Abhängigkeit vom Außenhandel berücksichtigt
werden könne32.
2.4. Verbandspo litische „Infrastrukturen" und interessen-
pohtische Mo büisierungsprozesse
Ein weiterer Ansatz zur Erklärung der regionalen Differenzierung schutzzöUneri¬
scher und freihandlerischer Mobihsierungserfolge berücksichtigt den unterschied
liehen Entwicklungsstand wirtschaftlicher Interessenorganisationen in den Einzel
Staaten und in den Provinzen Preußens Das schutzzöUnerische Lager hatte im Ver¬
lauf der 1840er Jahre vor allem in Sud-, West-und Mitteldeutschland verbandspoh-
tische Infrastrukturen aufbauen können Im Kgr Sachsen wirkte em Industrieverein,
dessen Grundungsgeschichte bis in das Jahr 1828 zurückreicht, in Württemberg wur¬
de 1841 em Fabrikantenverein, in Baden im gleichen Jahr em Industrieverein ge¬
gründet In Nassau und in der Rhemprovmz entstanden 1844 und 1847 Gewerbe¬
vereine, die beide das Ziel verfolgten, eme SchutzzoUpohtik durchzusetzen In den
Thüringischen Staaten wurde 1848 unter den gleichen Vorzeichen ein Industnever-
ein gegründet33 Ein Vergleich des Verbreitungsgebiets regionaler schutzzöUneri¬
scher Interessenorganisationen mit den Werten von Tab 1 laßt erkennen, daß dort,
wo em leistungsfähiges Verbandswesen bestand oder in den Jahren 1848/49 aufge-
32 Das Zollvereinsblatt, 15 (1845), S. 243 ff.
33 Vgl. dazu demnächst Best, Interessenkonflikte.
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baut wurde (Württemberg, Baden, Kgr. Sachsen, Thüringische Staaten, Nassau,
Rheinprovinz), die Schutzzollbewegung überdurchschnittliche Mobilisierungserfolge
erzielte. Die Tatsache, daß auch Franken, die Pfalz und Hessen-Darmstadt, wo diese
Voraussetzung nicht zutraf, zum Kernbereich der schutzzöllnerischen Petitionsbe¬
wegung gehörten, widerlegt die Annahme eines Zusammenhangs nicht: In diesen
Regionen kam die Mehrzahl der Unterschriften von Weinbauern, die vor allem über
das landwirtschaftliche Vereinswesen mobiUsiert wurden34. Auf der anderen Seite
waren die Industriellen in den Provinzen Brandenburg, und Sachsen, wo trotz eines
relativ hohen gewerbüchen Entwicklungsstandes nur vereinzelte schutzzöUnerische
Petitionen unterzeichnet wurden, bei traditionellen Formen korporativer Wirtschaft¬
Ucher Interessenvertretung stehengebüeben35.
Auf freihändlerischer Seite bestand ebenfalls ein Zusammenhang zwischen regio¬
nalem Mobilisierungserfolg und dem Aufbau einer interessenpoUtischen „Infrastruk¬
tur": Mecklenburg, das einzige Gebiet, in dem sich über 1 % der Gesamtbevölkerung
an freihändlerischen Petitionen beteiligte, war auch der einzige FaU, in dem es zu
einer regionalen Kooperation kaufmännischer Standesorganisation kam36.
Es bleibt festzuhalten, daß erst ein Erklärungsmodell, das regionale Unterschiede
von Wirtschafts- und Sozialstrukturen, der Außenhandelsbeziehungen und des Ent¬
wicklungsstandes wirtschaftlicher Interessenverbände einbezieht, die komplexen
Entstehungsbedingungen sektionaler interessenpolitischer Konfliktlinien im frühin¬
dustrieUen Deutschland aufzudecken vermag. Die Annahme liegt nahe, daß die klare
sektionale Spaltung in ein freihändlerisches und ein schutzzöUnerisches Lager den
Prozeß der wirtschaftlichen Integration Deutschlands behinderte; ein möglicher Zu¬
sammenhang, der im folgenden Abschnitt näher untersucht werden soll.
3. Die regionale Differenzierung interessenpolitischer Orientierungen
als Determinante politischer Entscheidungsprozesse
Die Beobachtung einer ausgeprägten regionalen Differenzierung interessenpoüti-
scher Orientierungen im Bereich der handelspoUtischen Massenbewegung führt zu
der Frage, ob dieses Phänomen auch auf der Ebene des poütischen Entscheidungs¬
handelns nachgewiesen werden kann. Als gegebenes Untersuchungsobjekt für diese
34 Ebd.
35 Vgl. Kaelble, Hartmut, BerUner Unternehmer während der frühen Industriahsierung. Her¬
kunft, sozialer Status und pohtischer Einfluß, BerUn u. New York 1972, S. 240 ff.
36 Die freihändlerische Petitionsbewegung in Mecklenburg wurde durch einen Kongreß von
61 „Abgeordneten des Handelsstandes sämtlicher Städte beider Mecklenburg" eingeleitet
und koordiniert.
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ProblemsteUung bietet sich die Hauptadressatin der Petitionsbewegung, die Frank¬
furter Nationalversammlung, an. Die gewählte Forschungsperspektive eröffnet zu¬
dem die Mögüchkeit, einige traditioneUe Lehrmeinungen über die Funktionsweise
des deutschen Frühparlamentarismus zu überprüfen, wie z. B. die Vorstellung, daß
die Abgeordneten der Nationalversammlung ihre Entscheidungen weitgehend abge¬
löst von den mannigfaltigen materiellen Wünschen und Beschwerden der Bevölke¬
rung getroffen hätten; eine Behauptung, die häufig mit wertenden Akzenten verse¬
hen wird und in dem von Carl Schmitt vertretenen Konzept eines interessenhomo¬
genen Frühparlamentarismus verallgemeinert wurde37. Demgegenüber gibt es eine
Reihe von Anzeichen dafür, daß die Frankfurter Nationalversammlung keineswegs
von den Einflußversuchen einer partizipationsbereiten Bevölkerung abgeschottet
war, sondern daß sich das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten durchaus an
den vorherrschenden interessenpoütischen Orientierungen in ihren Herkunftsregio¬
nen ausrichtete38. Bei der Überprüfung dieser Gegenthese zu den traditionellen
Interpreationsmustem muß freüich berücksichtigt werden, daß mit den nationalen
handelspoUtischen Interessenorganisationen intermediäre Instanzen entstanden
waren, die sich zwischen Parlament und „PubUkum" schoben und möghcherweise
die Entscheidungsprozesse in »der Paulskirche beeinflußten. Ferner ist es denkbar,
daß sich das Handeln der Abgeordneten unmittelbar an den wirtschaftlichen und
sozialen Verhältnissen ihrer Herkunftsregionen orientierte, ohne daß sie von der
plebiszitären Artikulation interessenpoütischer Forderungen oder von lobbyisti¬
schen Aktivitäten beeindruckt gewesen wären.
Unter Beschränkung auf die drei Determinanten Sozial- und WirtSchaftsstruktur,
koüektive interessenpolitische Orientierungen, verbandspoütische Aktivitäten, läßt
sich folgendes (hypothetische) KausalmodeU (interessen-)poütischer Handlungsab¬
läufe konstruieren:
— Regionale Unterschiede der Sozial- und Wirtschaftsstruktur beeinflußten die In¬
tensität interessenpohtischer Mobilisierungsprozesse (dieser Zusammenhang wur¬
de in Kap. 2.2. bereits bestätigt), die Intensität verbandspolitischen Engagements
und das parlamentarische Entscheidungshandeln.
— Regionale Unterschiede der Intensität koUektiver interessenpoütischer Mobiüsie-
rung beeinflußten das verbandspoütische Engagement39 und das parlamentari¬
sche Entscheidungshandeln.
37 Vgl. z. B. Schmitts Verfassungslehre, München u. Leipzig 1923, S. 311. Hans Rothfels
behauptet für die Frankfurter Nationalversammlung die „Abwesenheit jeder .Lobby* oder
»pressure-group' oder der Vertreter rein materieller Interessen", 1848 — Betrachtungen
im Abstand von hundert Jahren, engl, zuerst 1948, deutsch Darmstadt 1972, S. 42.
38 Vgl. dazu bereits Pahl, Hamburg.
39 Gegen die hier vorgeschlagene Richtung der Abhängigkeit von verbandspoUtischem Enga¬
gement und Mobüisierungsgrad kann eingewendet werden, daß es durchaus denkbar und in
anderen FäUen nachweisbar ist, daß kollektive interessenpolitische Orientierungen von in¬
termediären Instanzen erzeugt werden, die Beziehung also in umgekehrter Weise funktio¬
niert. Tatsächlich wird an anderer Stelle des Aufsatzes auf die Bedeutung verbandspohti-
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— Regionale Unterschiede verbandspoütischer Aktivitäten beeinflußten das parla¬
mentarische Entscheidungshandeln.
Dieses Kausalmodell ist in Abb. 3 graphisch dargesteUt. Die Richtung der Pfeile
zeigt die Richtung der (möghchen) Einflußwege an. Parlamentsinterne Determinan¬
ten pohtischer Entscheidungsprozesse, wie z. B. fraktioneUe LoyaUtäten, wurden
bewußt ausgeklammert.
Abb. 3 Kausalmodell (interessen-)poütischen Entscheidungshandelns
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scher Infrastrukturen für die MobiUsierungserfolge von Freihandels- und SchutzzoUbewe-
gung verwiesen. Zu diesem möghchen Einwand läßt sich folgendes bemerken:
1. Das ModeU erfaßt nur die intermediären Instanzen auf nationaler Ebene. Rein lokale
und regionale Initiativen werden in diesem FaU ausgeklammert (zur Begründung vgl.
Anm. 42).
2. Um die Richtung einer Kausalbeziehung zu bestimmen, ist der zeitliche Ablauf von gro¬
ßer Bedeutung: Die Folge kann zeitlich nicht vor der Ursache Hegen. Im vorliegenden FaU
hatte die handelspolitische Massenbewegung bereits vor Gründung der nationalen Interes¬
senorganisation eingesetzt.
3. Die z. T. sehr intensiven Bemühungen von SchutzzoU- und Freihandelsorganisationen,
ihre Moblisierungskampagnen über die jeweihgen Kernbereiche auszudehnen, waren nicht
erfolgreich. Ihnen gelang es lediglich, vorhandene interessenpolitische Potentiale zu bün¬
deln und ihnen zur Artikulation zu verhelfen (vgl. Best, InteressenkonfUkte).
4. Der Mobüisierungsgrad ist deutlich abhängig vom sozio-ökonomischen Kontext, wäh¬
rend die Beziehung zwischen sozio-ökonomischem Kontext und verbandspoUtischem En¬
gagement negativ ist. Auch dieser Befund spricht dafür, daß der Mobüisierungsgrad tenden¬
zieU die Intensität genuiner Interessen und nicht den Erfolg Verbandspohtischer Initiativen
mißt (vgl. Abb. 4).
5. Schließhch ist es für die zentralen Ergebnisse der im folgenden vorgestellten Pfadana¬
lyse letztlich irrelevant, welche Richtung die fragliche Kausalbeziehung hat. Auch unter
der alternativen Modellannahme würde sich an der SteUung der intermediären Instanzen
zum parlamentarischen Entscheidungsprozeß und an der engen Beziehung zwischen
Mobüisierungsgrad und parlamentarischem Entscheidungshandeln nichts ändern.
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Um die Gültigkeit des m Abb. 3 dargestellten ModeUs zu überprüfen, müssen die
drei genannten Determinanten parlamentarischer Entscheidungsprozesse wie auch
die abhangige Vanable (parlamentarisches Entscheidungshandeln) in vergleichbare
Meßgroßen mit angemessener Indikatorenquahtat übersetzt werden.
Für die Vanable „kollektive interessenpolitische Orientierungen" ist dies bereits
geschehen: Mit dem in Kap. 2.1. erörterten ,,Mobihsierungsgrad" (MG) wurde em
Index entwickelt, der, wie wir meinen, geeignet ist, regionale Unterschiede des m-
teressenpohtischen Engagements in der Bevölkerung anzuzeigen.
Die regionale Differenzierung der Wirtschafts- und Sozialstruktur wurde in Kap.
2.2. durch ein Bündel von sechs Vanablen dargestellt, wobei die Prozentanteüe
sozioökonomischer Interessengruppen an den Gesamtbevolkerungen der territoria¬
len Einheiten als Indizes verwendet wurden. Da es bei der Überprüfung des vorge¬
schlagenen Kausalmodells politischer Handlungsabläufe emige statistische und inter-
pretative Probleme aufwerfen wurde, wenn das gesamte Vanablenbundel in die Ana¬
lyse miteinbezogen wurde, ist es sinnvoll, em für die untersuchten mteressenpohti-
schen Phänomene besonders relevantes Strukturmerkmal als Meßgroße zu verwen¬
den Hier bietet sich der „Anteü selbständiger Gewerbetreibender an der Gesamtbe¬
volkerung" (ASG) an, der, wie wir in Kap 2.2 gezeigt haben, deuthch mit dem
schutzzoünerischen Mobihsierungsgrad korrehert
Um die Intensität verbandspohtischer Aktivitäten zu messen, kann auf eine Quel¬
le zurückgegriffen werden, die im Verlauf der bisherigen Erörterungen noch nicht
vorgestellt wurde Es handelt sich um das Protokoll der zweiten Generalversamm¬
lung des „Allgememen deutschen Vereins zum Schutze der vaterlandischen Arbeit"
vom Apnl 1849, das über die regionale Zusammensetzung der Teünehmer dieser
Veranstaltung Auskunft gibt Untersuchungen zur Formierung der mteressenpoh-
tischen Fuhrungsgruppe der Schutzzollbewegung, die an anderem Ort demnächst aus¬
fuhrlicher dargestellt werden41, zeigen, daß m der Rekrutierung der hundert Teil¬
nehmer dieser Versammlung tendenziell die regionalen Unterschiede verbandspohti¬
scher Engagements (für schutzzoünensche Ziele) zum Ausdruck kommen Aus der
Zahl der Teünehmer je Region, gewichtet mit der jeweiligen Bevölkerungszahl, kann
somit ein „Index verbandspohtischen Engagements" (IVE) gewonnen werden42
40 Verhandlungen der zweiten Generalversammlung des AUgemeinen deutschen Vereins zum
Schutze der vaterlandischen Arbeit gehalten zu Frankfurt a. M. vom 10. bis 13 Apnl 1849
Herausgegeben vom Engeren Ausschuß, Darmstadt 1849, S. 2 f
41
Best, Interessenkonflikte.
42 Die Entscheidung, die Auswirkungen der regionalen Unterschiede verbandspolitischen En¬
gagements auf das parlamentarische Entscheidungshandeln nur mit Bhck auf den nationa¬
len Schutzzollverband zu untersuchen und regionale Initiativen auszuklammern laßt sich
durch zwei Grunde rechtfertigen 1. Der nationale SchutzzoUverband war als einziger in
der Lage, direkt und kontinuierhch lobbyistische Aktivitäten auszuüben und so auf das
Parlament einzuwirken. Da ja letzthch nicht statistische, sondern konkrete pohtische Be
Ziehungen untersucht werden sollen, ist die verbandspoütische Präsenz am Ort der Natio¬
nalversammlung ein wichtiges Kriterium für die Auswahl des Untersuchungsobjekts. 2. Wie
schon im Text erwähnt, spiegeln sich in der Zusammensetzung der Fuhrungsgruppe des
ADV die regionalen Unterschiede verbandspohtischen Engagements.
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Es liegt nahe, die interessenpoütischen Orientierungen und Präferenzen der Ab¬
geordneten der Nationalversammlung anhand ihres Abstimmungsverhaltens zu iden¬
tifizieren. Dem steht jedoch entgegen, daß in der Paulskirche die Schutzzollfrage nie
direkt zur Entscheidung gestellt wurde. Um das interessenpolitische Engagement
der Abgeordneten zu bestimmen, muß deshalb zumindest nach einer Entscheidung
gesucht werden, die von der Bevölkerung, den verbandspolitischen Repräsentanten
und den Parlamentariern selbst als indirekte Stellungnahme zu der handelspoliti¬
schen Kontroverse bewertet wurde. Ein solcher Topos war die Abstimmung über
den Antrag einer Minorität des Volkswirtschaftlichen Ausschusses, die forderte, die
„kommerzielle Einheit Deutschlands" durch ein Gesetz der Nationalversammlung
beschUeßen zu lassen. Dieser Vorstoß war von einer Abgeordnetengruppe ausgegan¬
gen, die den ,garten Kern" der Schutzzöllner in der Paulskirche bildete und deren
Mitgheder überwiegend dem „Allgemeinen deutschen Verein zum Schutze der
vaterländischen Arbeit" angehörten43. Die auf den ersten Blick „rein" politische
Entscheidung hatte erhebliche interessenpoütische Implikationen, da die protektio-
nistische Gruppe darauf spekuUerte, daß mit der dekretierten wirtschaftlichen Ver¬
einigung Deutschlands den nicht zum ZoUverein gehörigen Küstenstaaten eine
schutzzöUnerische Handelspoütik aufoktroyiert werden könne. Die verbandspoliti¬
schen Exponenten von Schutzzoll- und Freihandelsbewegung entfalteten deshalb im
Vorfeld der Abstimmungen intensive lobbyistische Aktivitäten, von beiden Seiten
wurde ein „Petitionensturm" mit SteUungnahmen zu der Entscheidung entfacht,
der allein im Kgr. Sachsen 80 000 Unterschriften mobilisierte. Unter diesen Voraus¬
setzungen erscheint es legitim, die Zahl der Stimmen für den Antrag der Minorität
des Volkswirtschaftlichen Ausschusses je Region, gewichtet mit den jeweiligen Be¬
völkerungszahlen, als ,,Index interessenpoütischen (= schutzzöllnerischen) Engage¬
ments der Abgeordneten" (IIEA) zu interpretieren.
Die vier Indizes „Anteü selbständiger Gewerbetreibender" (ASG), ,JVIobilisie-
rungsgrad" (MG), „Index verbandspolitischen Engagements" (IVE) und „Index in¬
teressenpolitischen Engagements der Abgeordneten" (IIEA) werden für die 17 Re¬
gionen des Untersuchungsgebiets gebildet, über die Daten zur Sozial- und Wirt-
schaftsstruktur vorliegen. In diesem Raum lebten 86,8 % der nichtösterreichischen
Bevölkerung Deutschlands, aus ihm kamen 91 % aller handelspolitischen Petitionen,
86 % der verbandspohtischen Fuhrungsgruppe der Schutzzollbewegung und 92,5 %
der nichtösterreichischen Stimmen für das Minoritätsgutachten des Volkswirtschaft¬
lichen Ausschusses. Mit Hilfe der vier Indikatoren soU im nächsten Schritt die Gül¬
tigkeit des in Abb. 3 dargesteUten Kausalmodells (interessen-)politischer Handlungs¬
abläufe empirisch überprüft werden.
Als geeignetes Verfahren bietet sich die Pfadanalyse an, „a method of decompos-
ing and interpreting linear relationships among a set of variables by assuming that
(1) a (weak) causal order among these variables is known and (2) the relationships
among the variables are causaüy closed"44. Die statistische Maßzahl, die zur Bestim¬
mung der Beziehungen zwischen den solcherart zu einem Kausalmodell verbunde-
43
Best, Interessenkonflikte.
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nen Variablen eingesetzt wird, ist der Pfadkoeffizient p, der im aUgemeinen durch
den standardisierten Regressionskoeffizienten dargestellt wird, p, der im Wertebe¬
reich zwischen +1 und —1 variiert, mißt den Teil der Standardabweichung der ab¬
hängigen Variablen, für den die unabhängige Variable direkt verantwortlich ist,
wenn aUe anderen Variablen konstant gehalten werden. Er wird als Maß direkter
Kausalabhängigkeit zwischen zwei Variablen interpretiert.
Das in Abb. 3 dargestellte Modell interessenpoütischer Handlungsabläufe ent¬
spricht in seinem Aufbau den im Zitat genannten Voraussetzungen für eine Pfad¬
analyse. Die Pfadkoeffizienten wurden mit Hilfe des Programmpaketes SPSS durch
folgende Regressionsanalysen gewonnen:
Abhängige Variable Unabhängige Variable (n)
IIEA mit ASG,MG,IVE
IVE mit ASG, MG
MG mit ASG
Ordnet man die Pfadkoeffizienten den bivarianten Beziehungen des Modells zu,
ergibt sich folgendes Bild:
Abb. 4 Pfadanalyse des Kausalmodells (interessen-)politischen Entscheidungshandelns
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Die in Abb. 4 dargestellten Ergebnisse der Pfadanalyse lassen sich wie folgt zu¬
sammenfassen und interpretieren:
— Die koüektive Artikulation wirtschaftlicher Interessen, wie sie in der handelspoU¬
tischen Petitionsbewegung dokumentiert wird, hatte deutliche Auswirkungen auf
44 Kim, Jae-On u. Kohout, Frank J., Special Topics in General Linear Models, in: Nie u. a.
(Hrsg.), SPSS. Statistical Package for the Social Sciences, 2. Aufl., New York 1975, S. 383.
Eine konzise Darstellung der Pfadanalyse gibt Land, Kenneth C, Principles of Path Ana¬
lysis, in: Borgatta, Edgar F. (Hrsg.), Sociological Methodology 1969, San Francisco 1969,
S. 3—37. Eine deutschsprachige Einführung gibt Weede, Erich, Zur Methodik der kausalen
Abhängigkeitsanalyse (Pfadanalyse) in der nichtexperimenteUen Forschung, in: KZfSS, 22
(1970), S. 532-550.
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das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten in der Paulskirche. Dieser Befund
widerspricht zumindest für den untersuchten FaU der These, daß die Entschei¬
dungen in der Nationalversammlung weitgehend abgelöst von den materiellen
Wünschen und Beschwerden der Bevölkerung getroffen worden seien.
— Demgegenüber hatten regionale Abweichungen der Intensität verbandspolitischer
Aktivitäten keine direkten Auswirkungen auf das interessenpolitische Engage¬
ment der Abgeordneten. Es ist sogar eine leicht negative Beziehung feststellbar.
Dieser Befund läßt erkennen, daß es der schutzzöllnerischen Interessenorganisa¬
tion nicht gelang, verbandspoütisches Engagement direkt und proportional in
parlamentarisches Entscheidungshandeln umzusetzen. Eine „intermediäre"
Funktion in diesem Sinne hat der „Allgemeine deutsche Verein zum Schutze der
vaterländischen Arbeit" also nicht ausüben können, obwohl andererseits eine
deutliche Abhängigkeit verbandspolitischen Engagements vom Mobilisierungs¬
grad bestand.
— Parlamentarisches Entscheidungshandeln reflektierte im gegebenen Fall nicht
direkt die regionale Differenzierung der Sozial- und Wirtschaftsstruktur. Die Ab¬
geordneten berücksichtigten in ihrem Stimmverhalten unmittelbar nur die kol¬
lektive Artikulation interessenpoütischer Forderungen und nicht die dahinterste¬
henden Strukturverhältnisse.
Es sei jedoch noch einmal darauf hingewiesen, daß p nur direkte Kausalbeziehun¬
gen mißt, während die Daten vermuten lassen, daß zwischen den Variablen auch
ausgeprägte indirekte Abhängigkeiten bestanden. So deutet der Befund, daß MG
deutüch von ASG, und IIEA deutüch von MG abhängt, darauf hin, daß regionale
Unterschiede der Wirtschafts- und Sozialstruktur vermittelt durch die handelspoli¬
tische Massenbewegung indirekt auf das Abstimmungsverhalten in der Paulskirche
einwirkten. Um solche Beziehungen aufzudecken, ist es notwendig, eine vollstän¬
dige Kausalanalyse der Abhängigkeiten innerhalb des Modells durchzuführen, wobei
wir den „Linear-Kausaleffekt-Koeffizienten" c gewinnen können, der die Wirkung
der Kombination von indirekten und direkten Kausaleffekten mißt. Die Auflösung
der Kausaleffekte innerhalb des vorgeschlagenen 4-Varaiblenmodells ergibt folgen¬
des Büd45:
Tabelle 4 VoUständige Kausalanalyse des 4-VariablenmodeUs
Kausale Komponente
Totale nichtkausale
Kovarianz direkt indirekt total Komponente
Bivariate
Beziehungen r P c-p c r—c
MG/ASG .6698 .6698
— .6698 —
IVE/ASG .1078 -.3973 .5052 .1078
-
HEA/ASG .3577 -.1099 .4676 .3577 -
IVE/MG .4880 .7542 - .7542 -.2662
IIEA/MG .5600 .7298 -.1437 .5861 -.0261
IIEA/IVE .1417 -.1972 - -.1972 .3442
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Tab. 4 bestätigt die Vermutung einer indirekten Abhängigkeit des Abstimmungs¬
verhaltens von sozio-ökonomischen Strukturverhältnissen (c—p = .4676), die im
Rahmen unseres Modells nur durch die „vermittelnde" Wirkung kollektiver Interes¬
senartikulation in der Petitionsbewegung erklärt werden kann. Die gleiche indirekte
Beziehung, vermittelt durch MG, besteht auch zwischen IVE und ASG (c—p =
.5052), während die Abhängigkeit zwischen IIEA und MG nur unwesentlich von
einer indirekten Kausalkomponente beeinflußt wird. Hier wirkt offensichtlich IVE
als intervenierende Variable ein.
Die empirische Überprüfung des in Abb. 3 vorgeschlagenen Kausalmodells (in-
teressen-)poütischer Handlungsabläufe macht also einige Modifikationen notwendig,
die im wesentlichen darin bestehen, die Komponente der verbandspolitischen Ein¬
wirkung auszuscheiden und nur noch eine indirekte Abhängigkeit parlamentari¬
schen Entscheidungshandelns von strukturellen Determinanten vorzusehen.
Abb. 5 Revidiertes Kausalmodell (interessen-)politischen Entscheidungshandeins
, 1
| Kollektive i Pariamen-
Sozial-und -J interessen , tarisches
Wirtschafts- ^ politische ^ Entscheidungs -
struktur I Orientierungen handeln
ii
Intermediäre
Instanzen
Direkte Beziehung ^-
Indirekte Beziehung ^-
Zusammenfassend kann folgendes festgehalten werden: Die Befunde lassen er¬
kennen, daß der „Allgemeine deutsche Verein zum Schutze der vaterländischen
Arbeit" bei der Abstimmung über das Minoritätsgutachten des Volkswirtschafth¬
chen Ausschusses nicht als „Transmissionsriemen" zwischen Massenbewegung und
Parlament fungiert hat und seine verbandspolitischen Erfolge nicht proportional in
poütisches Entscheidungshandeln umsetzen konnte. Dieses Ergebnis deutet darauf
hin, daß gegenwartsbezogene Vorstellungen über die poütische Funktion von Wirt¬
schaftsverbänden nicht ungeprüft auf die Verhältnisse des „embryonischen Bundes¬
staats" der Jahre 1848/49 angewendet werden sollten. Es gibt zugleich einen Hin¬
weis auf die Gründe für die letztliche Erfolglosigkeit schutzzöUnerischer Interessen-
poUtik im Frankfurter Parlament.
Zugleich wurde deutlich, daß die Vorstellung von einem interessenfernen deut¬
schen Frühparlamentarismus im allgemeinen und von der „Volksferne" der Frank-
45 Die Auflösung der Kausalkomponente folgt der „General Decomposition Table" von Kim
und Kohout, Topics, S. 389.
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furter Nationalversammlung im besonderen überprüft werden soUte. Parlamentari¬
sches Entscheidungshandeln war zumindest im untersuchten FaU deutüch abhängig
von der regionalen Differenzierung interessenpoütischer Orientierungen und reflek¬
tierte indirekt die Unterschiede sozio-ökonomischer Strukturverhältnisse. Der Grund
für die enge Beziehung zwischen Mobüisierungsgrad und interessenpohtischem En¬
gagement der parlamentarischen Akteure mag in dem revolutionären Kontext der
Jahre 1848/49 hegen: Der plebiszitäre Druck auf die Abgeordneten ging bis zum
Versuch der Ausübung des imperativen Mandats und veranlaßte manche von ihnen,
interessenpolitische Positionen zu verfolgen, denen sie ursprünglich zumindest in¬
different gegenübergestanden hatten46. Dieses Phänomen scheint den Effekt lobby¬
istischer Aktivitäten überlagert zu haben.
Der Befund, daß sich die interessenpoütischen Konfliktlinien, die auf der Ebene
der handelspoUtischen Massenbewegung aufgedeckt wurden, in die Nationalver¬
sammlung fortsetzten, stützt die Annahme, daß die sektionale Spaltung in ein frei¬
händlerisches und ein schutzzöUnerisches Lager den Prozeß der wirtschafthchen
Integration Deutschlands beeinflußte. Diese Konsequenz trat im übrigen auch auf
sehr unmittelbare Weise zu Tage: Das Ergebnis der Abstimmung über den Antrag
der Minorität des Volkswirtschafthchen Ausschusses, die Zurückweisung des schutz-
zÖünerischen Vorstoßes, hatte zur Folge, daß die Frankfurter Nationalversammlung
ihre Initiative auf dem Feld der wirtschaftlichen Integration an die Einzelstaaten
verlor und die Chance vergab, die wirtschaftliche Einheit als fait accompli durchzu¬
setzen.
Summary: Regional Differentiation of Pressure-Group Politics in
Early Industrial Germany. Causes and Effects on Processes
of Political Decision-Making
This contribution investigates problems of regional differentiation and integration
with regard to coüective poUtical orientation and processes of participation. At the
centre of the argument will be the question of the conditions for the success of
mass movements by pressure-group poütics and of the effects the pressure of
opinion had on processes of parhamentary decision-making.
The data basis of this study is constituted by the 3 775 petitions conceming
customs poücy which were sent to the Frankfurt National Assembly in the years
1848 and 1849 and which were signed by approximately 397 000 persons. De¬
mands for protective duties and comparable measures mobiüzed 372 000 signatures,
whereas the paroles for Free Trade were supported by only approximately 21 000
petitioners (the rest faUs to the share of petitions indifferent to tariff protection).
46
Vgl. Deutsche Handelszeitung, 1 (1849), S. 3.
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These manifestations of trade interests are of particular relevance for the analysis of
regional conflicts in distribution, since in the nineteenth Century economists, jour-
naüsts and pressure-groups considered customs duties to be the most effective in¬
struments of State economic poücy.
The first step of the investigation is the identification of a "map of pressure-
group poütics" of early industrial Germany. For this purpose, the region of investi¬
gation, the German Confederation within the boundaries of 1848—1851, is divided
into 26 territorial units. These are based on the boundaries of the single states and
those of the provinces of the Kingdoms of Prussia and Bavaria, which are subdivided
for the purposes of my analysis. For each of these regions a "degree of mobiliza-
tion" is calculated to obtain a statistic of the coüective engagement of pressure-
group activity. This index is formed by the percentage share of the number of sig-
natures on free trade or protectionistic petitions in the population figures of the
26 regional units. On this basis it is possible to perceive in broad outlines a division
of the "map of pressure-group politics" in Germany into four continuous sections:
in the North-East German coastal areas (Mecklenburg, Prussian Baltic coast) abelt
of free trade; in North-West and the northern part of Mid-Germany (Westphaha,
Hanover, Prussian Saxony and Brandenburg) a belt with a small degree of mobiüza-
tion for protectionists as well as free tradersjin West, South-West and the northern
part of Mid-Germany (the Rhine Province, Nassau, the Palatinate, Hessen-Darm¬
stadt, Baden, Württemberg, Franconia, Thuringia, Kingdom of Saxony) the central
area of the protection movement; and, finally, in Old Bavaria and in the parts of the
Austrian Empire belonging to the German Confederation again a beltof indifference
(cf. table 1 and fig. 1).
The following investigation outlines in several steps a model for the Interpreta¬
tion of the phenomenon of regional (sectional) differentiation of pressure-group
poUtical orientation.
As initial hypothesis a connection between the socio-economic context and the
(protectionist) degree of mobilization will be assumed. The differentiation of the
economic and social structure ist to be surveyed by a bündle of six indices which
represent the percentage share the socio-economic pressure-groups (industrial bour¬
geoisie, independent handicraftsmen, industrial workers, merchants, independent
farmers, agricultural workers) had in the total population of the regional units. A
correlation analysis shows a distinct dependece of the degree of mobilization on
the socio-economic context: multiple r = 0.73. Of particular significance is a con¬
nection between the share of independent craftsmen and the degree of protection¬
ist mobüization: r = 0.67. After an incorporation of further information about the
social category of the individual signators, this fact can be interpreted as an indica-
tion of the connection between the protection movement and the protest move¬
ment of craftsmen against the dechne of traditional forms of commerce.
A further approach towards an Interpretation of the different orientation of
pressure-group pohtics is the "spütting of the German market", the phenomenon
that different parts of Germany were connected to foreign trade to a different
extent and in a particular way. One can distinguish four belts of interest:
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— the coastal areas of the North Sea and the Baltic regions, which were able to
continuously export a surplus of agricultural produets to England and thus
covered their demand for imported manufactured produets. This exchange was
favoured by low transport costs compared to the trade with a hinterland more
distant from the coast (belt I);
— the regions of North and North-East Germany farther from the coast and water-
ways, which were competitive on the Enghsh com market only under favourable
conditions. Nevertheless, in these regions mdustrial mass produets from England
and foreign semi-luxuries stül found a small comparative advantage in trans¬
port costs (belt II);
— the inland areas opened up by water-ways and raüways, which were unable to
take part in the agrarian export. On the other hand, they were affected by a
competition from English industrial goods whose trade was hardly impeded by
transport costs (belt III);
— the areas of South-East Germany not connected with the North Sea coast by
water-ways and/or raüways, they were isolated from foreign markets by high
transport costs (belt IV).
These four belts of different foreign trade connections largely correspond with
the four sections of the "map of pressure-group poütics" of early industrial Ger¬
many. Thus distinct and plausible interrelations between foreign trade orientation
and coüective pressure-group poütics engagement can be distinguished (cf. fig. 2):
belt I — free-trading
belt II — indifferent
belt III — protectionist
belt IV -indifferent.
A further approach to an Interpretation of the regional deviations of protectio¬
nist and free-trading successes in the mobilization of signatures considers the diffe¬
rent states of development of pressure-group organizations in the individual states
and the provinces of Prussia. It can indeed be observed that the protectionist
movement achieved above-average successes in mobüization where it was provided
with an efficient body of association dating from the period before March 1848, or
where it was able to establish such an Organization in 1848 (Württemberg, Baden,
the Kingdom of Saxony, the Thuringian states, Nassau, the Rhine-Province). In
contrast, pressure-groups in the provinces of Brandenburg and Saxony (where
despite a high degree of economic development only few petitions for protection
were signed) had stagnated within traditional forms of corporative economic
interest representation.
In the areas of free-trade interests one also finds a connection between regional
success in mobihzation and the establishment of an "infrastructure" orientated
towards pressure-group politics: Mecklenburg, the only region where more than
1 % of the total population partieipated in petitions for free trade, represented also
the only case ofa regional co-operation of merchants.
It remains to be noted that only a model which includes regional differences in
economic and social structures, in the orientation towards foreign trade and in the
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State of development of economic pressure-group Organization as explanatory
variables is suitable to reveal the complex conditions for the development of ünes
of sectional conflict of the pressure-group poütics in early industrial Germany.
In a final step of the investigation the effects of a differentiation in the orienta¬
tion of pressure-group poütics on processes of parliamentary decision-making in the
Frankfurt National Assembly are to be analysed. Its purpose is the scrutiny and, if
indicated, the modification of several traditional accepted opinions about the
functioning of early German parÜamentarianism; for example, the assumption that
representatives of the National Assembly made their decisions to a large extent
with disregard for the manifold material wishes and complaints of the population,
or, that national pressure-groups eo ipso operated as a "transmission belt" between
population and parliamentarians. These Systems of political relations are investi¬
gated by means of "path analysis". Its results (cf. fig. 4) can be summarized and
interpreted as foUows:
— The collective articulation of economic interests as they manifested themselves
in the mass movement of commercial petitions considerably affected the voting
of the representatives at the Frankfurt National Assembly. At least in this in¬
stance, this result refutes the assertion that decisions in the National Assembly
were made to a large extent with a disregard for the material wishes and com¬
plaints of the population.
— In contrast to this finding, regional deviations in the intensity of lobbyistic
activities had no direct effect on the decisions of the representatives. On can
even register a slightly negative relation. This result indicates that organized
protectionist pressure-group did not succeed in translating lobbyistic commit¬
ment directly and proportionately into parliamentary decision. Thus, the „Allge¬
meine deutsche Verein zum Schutz der vaterländischen Arbeit" (the "General
Association for the Protection of Patriotic Labour") was not able to exercise an
"intermediary" function in this sense, although, on the other hand, there was a
distinct dependence of lobbyistic commitments on the degree of mobilization.
— Parliamentary decision in a given case did not directly reflect the regional diffe¬
rentiation of the social and economic structure. In their voting behaviour repre¬
sentatives considered directly only the collective articulation of pressure-group
Claims and not the underlaying structural conditions. In Opposition to this,
however, it is possible to show a distinct indirect dependence: regional differences
ofthe economic and social structure affected the voting behaviour of the repre¬
sentatives of the Frankfurt National Assembly through the mass movement of
tariff or free trade petitions.
Kommentar: Rolf Horst Dumke
Bests Aufsatz ist eine beeindruckende Auswertung sehr interessanten Quellenma
terials: 3 775 handelspoütische Petitionen an die Frankfurter Nationalversamm¬
lung mit insgesamt ca. 397 000 Unterzeichnern.
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Um eine Rangordnung von „interessenpoütischer Orientierung" oder ,,Mobilisie-
rungsgraden" als konzeptionelle und quantitative Grundeinheit zu erhalten, wird
Deutschland in 26 Regionen aufgeteilt. Der Verfasser versucht einerseits, die hier¬
durch offenbarte handelspohtische Interessenlandkarte durch die unterschiedhchen
Wirtschafts- und Sozialstrukturen der Regionen zu erklären und festzustellen, ob
die regional unterschiedhchen Organisationsgrade der handelspolitischen Verbände
den Mobüisierungsgrad beeinflußten. Andererseits verfolgt er einen wesentlich an-
spruchsvoUeren Ansatz: Der Mobüisierungsgrad, das verbandspolitische Engagement
und die Sozial- und Wirtschaftsstruktur werden als Co-Determinanten politischer
Entscheidungsprozesse — hier parlamentarisches Handeln im Frankfurter Parla¬
ment — in einem Kausalmodell verknüpft. Dieser Ansatz, mag er überzeugen oder
nicht, ist zugleich gekennzeichnet durch die interessante Anwendung emer statisti¬
schen Methode, der Pfadanalyse. Es muß weiteren Untersuchungen vorbehalten
bleiben zu prüfen, ob die eher schmale Datenbasis über „Verbandspolitisches Engage¬
ment" oder aber die Benutzung nur einer Definition, aus verschiedenen möglichen
für die „Sozial- und Wirtschaftsstrukturen" der Regionen, allzu starkes Vertrauen
in die Höhen und in die Richtungen der vom Verfasser ermittelten Pfadkoeffizien¬
ten erlauben.
Folgende Quantifizierungsversuche kennzeichnen das Referat:
- (a) „KoUektive interessenpolitische Orientierung" oder ,,Mobilisierungsgrad" der
Regionen werden durch Petitionsunterschriften pro Kopf und Region gemessen;
(b) „Sozial- und Wirtschaftsstruktur" der Regionen durch Handwerker pro Kopf
und Region;
(c) „Verbandspoütisches Engagement" der Regionen durch Teünehmerzahl an
der Versammlung des Vereins zum Schutz der vaterländischen Arbeit im April 1849
pro Kopf und Region;
(d) parlamentarisches Handeln" durch die regionale Verteilung der Stimmen im
Frankfurter Parlament für den Antrag auf die kommerzieüe Vereinigung Deutsch¬
lands.
Außer dem letzten enthalten diese Quantifizierungsversuche implizit theoreti¬
sche Beziehungen zwischen den meßbaren Inidkatoren und viel weiter reichenden
pohtischen oder wirtschaftlichen Größen. Deshalb wird noch schärfer, als es der
Verfasser tut, danach zu fragen sein, ob diese Größen eindeutig durch die Indikato¬
ren gemessen werden können. Im FaU (b) scheint dieses bezweifelbar. Denn wüd
die Wirtschafts- und Sozialstruktur durch die gängigen Dichotomien Stadt-, Landbe¬
völkerung, Agrar-, Manufaktur- oder Industrieproduktion bzw. -beschäftigte ge¬
kennzeichnet, dann würde eventueU das Einsetzen emes dieser anderen Indikatoren,
z. B. Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten pro Region, in Bests politisches
EntscheidungsmodeU einen direkten und positiven Einfluß auf parlamentarisches
Verhalten bewirken, d. h. das Gegenteil des vom Verfasser gefundenen und mir
schwer erklärbaren negativen Zusammenhanges. Der behauptete Kausalkomplex
würde somit gravierend verändert.
Die wichtigste Frage jedoch ist wohl, inwieweit regional unterschiedliche Peti¬
tionsunterschriftenzahlen pro Kopf die regionalen wirtschafthchen Interessen wirk¬
lich widerspiegeln: Bezeugt erstens eine Unterschrift in Region A dasselbe Interesse
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wie in Region B und ist zweitens das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer
Unterschrift überhaupt ein Zeugnis für das Vorhanden- oder Nichvorhandensein ent¬
sprechender realer wirtschaftlicher Interessen? Zum ersten Punkt ist zu bemerken,
daß die Effektivität der regional unterschiedlichen Organisationen zur Petitions¬
sammlung (d. h. Koordination, Informationsaustausch, Kommunikationsnetzwerk
usw.) doch stark von der Bevölkerungsdichte abhängig ist und daß die Kosten einer
Petitionsunterschriftensammlung pro Unterschrift bei hoher Dichte niedriger sind
als in weniger dicht besiedelten Regionen. Somit ist Bests „Mobiüsierungsgrad"
möglicherweise verzerrt: Ein hoher Mobüisierungsgrad mißt eventuell nur (oder
auch) den Einfluß emer hohen Bevölkerungsdichte und nicht (nur) starke wirt¬
schaftliche Interessen. Zum zweiten Punkt: Wo die Nachteile emer politischen Ent¬
wicklung — hier Schutzzoübestrebung — sich auf viele verteilen, d. h. in vielen Re¬
gionen nicht konzentriert auf individueller Ebene spürbar werden, ist eine kollek¬
tive Artikulation, trotz objektiver Benachteiligung emer Region, nicht in allen FäUen
zu erwarten. Nach Bests Messung eher indifferente Regionen gegenüber der Schutz-
zoüfrage, konnten durchaus eine wirtschaftliche Benachteiligung objektiv zu be¬
fürchten gehabt haben, ohne deshalb mit positivem Mobilisierungsgrad in die Mes¬
sung eingegangen zu sein. Damit könnte vieUeicht auch die auffälüge Konzentration
der Petitionen bzw. Unterschriften zu 93,3 % auf schutzzöUnerische Bestrebungen
erklärt sein. Daß koüektives Handeln durch ein individuelles Kosten-Nutzen-Kalkül
beeinflußt wird, und damit auch bei der Sammlung von Petitionsunterschriften eine
wichtige Rolle spielen kann, ist eine zentrale Angelegenheit der Arbeit von Jona¬
than Pincus (Pressure Groups and Politics in Antebellum Tariffs, New York, 1977),
einer quantitativ-theoretischen Analyse des wirtschafthchen und politischen Ent-
scheidungsprozesses bei der Einführung des amerikanischen ZoUtarifs von 1824.
Zwei seiner Postulate interessieren hier: „First, that the fewer the individuals who
enjoy the benefits and, for any group size, the more concentrated the benefits, then
the larger the ratio of group effort to effect; second, that the intensity of pressure-
group activity depends on the geographical dispersion of the individuals, because
the costs of obtaining information about the actions of others and of coordinating
and monitoring efforts can be expected to rise with distance, especially in periods
such as the 1820s in which Communications were slow and costly" (S. 3). Weiterhin
muß auch auf Pincus* empirischen Test einer poht-ökonomischen Theorie der Zoll¬
tarifentscheidung im amerikanischen Kongreß aufmerksam gemacht werden, denn
dort (Kapitel sechs) wird dem Faktor „Geographic Dispersion" einer Industrie we¬
gen der Kommunikationsprobleme eine signifikante Rolle in der Erklärung der
Höhe des erreichten Zollschutzes für die Industrie zugerechnet (S. 159— 160).
Abschließend emige Bemerkungen zur Rationahtät der Schutzzollbewegung in
den 1840er Jahren in Deutschland: Es waren möglicherweise gar nicht die länger¬
fristigen, aufgrund der Wirtschaftsstruktur wirksamen Interessen, die sich hier nie¬
derschlugen, sondern lediglich kurzfristige Reaktionen auf einen Konjunkturab-
schwung. Auch ist bemerkenswert, daß Handwerker in Regionen mit weniger be¬
deutendem Außenhandelseinfluß sich so stark für diese Sache mobilisieren ließen.
Objektiv war es eigentlich nicht zu erwarten, daß, zugespitzt formuliert, Metzgerge¬
sellen eine wirtschaftliche Verbesserung durch Schutzzölle hätten bekommen kön-
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nen. Eher wäre zu erwarten gewesen, daß statt des Außenhandels die zunehmenden
binnenwirtschaftlichen Handelsströme seit der Gründung des Zollvereins, sowie
auch die günstige Transportkostenentwicklung durch die Eisenbahnen, eine zuneh¬
mende binnenwirtschaftliche Konkurrenz — und damit Einfluß auf die Lage der
Handwerker — bewirkte. Somit kann man die Schutzzoll- und Freihandelbewegun¬
gen in den 1840er Jahren als ein Resultat einer schon eingeleiteten Wirtschafts¬
union betrachten. Bests Behauptung, daß „die sektionale Spaltung in ein freihänd¬
lerisches und ein schutzzöUnerisches Lager den Prozeß der wirtschaftlichen Integra¬
tion Deutschlands [1849] [negativ] beeinflußte" könnte daher möglicherweise in
eme falsche Richtung weisen.
Daß die Petitions- bzw. SchutzzoUbewegung von anderen Motiven überlagert
war, und deswegen als Träger anderer Interessen, wie z. B. der Sorge über eine klein¬
gewerbliche Mittelstandserhaltung wirken konnte, ist m. E. eines der wichtigeren
Ergebnisse dieser Studie, das eme hoffentlich intensivere Behandlung, als sie der
Verfasser hier geben konnte, in zukünftigen Analysen erhalten wird. Dieser Inter¬
pretationsansatz entspräche auch eher den Hamerowschen Ergebnissen, die vom
Verfasser hier nicht herangezogen werden. Im Gegensatz zu vielen möglichen ande¬
ren Versionen über ein wirtschaftlich vereintes Deutschland, das die politisch herr¬
schenden Regenten, die Agrarier oder auch die Industriellen hatten, wäre dann der
Frankfurter Parlamentsantrag für ein protektionistisches deutsches Wirtschaftsge¬
biet eher als Wunschbild des Kleingewerbes zu betrachten. Zugleich wäre er dann
eine Flucht nach vorne und hinten gewesen, um die politisch-ideologische Einheits¬
bewegung einer mittelständischen Absicherungskampagne auszunutzen. Aufgrund
dieser Interpretation könnte die Hypothese aufgesteUt werden, daß die preußische
Beschränkung der Gewerbefreiheit in den 1850er Jahren ein Erbe des Frankfurter
Parlaments war. Hamerwos Erklärungen dieser reaktionären Bewegung würden da¬
mit noch weiter untermauert und ergänzt.
Zu hinterfragen ist auch, ob die sehr intensiv geführten handelspolitischen Debat¬
ten der 40er Jahre wirküch nur als Ausdruck klar erkannter Interessengegensätze zu
interpretieren smd. Ich glaube, daß besonders die Debatten im volkswirtschaftlichen
Ausschuß des Frankfurter Parlaments und die dort vorbereiteten Entwürfe zu einem
Zolltarif für ein wirtschaftlich integriertes Deutschland nicht nur als schiere Interes¬
senvertretung betrachtet werden sollten, vielmehr enthalten sie meines Wissens die
ersten wirkUch ausführüchen und durchdachten Analysen des vorhandenen Zollver¬
einstarifs. Somit könnten diese Auseinandersetzungen auch den Aspekt einer „honest
debate" zum Zweck der „discovery of knowledge through mutual interchange of
ideas" enthalten haben, was Richard C. Edwards in seinem Aufsatz, „Economic
Sophiestication in 19th Century Congressional Tariff Debates", Journal ofEconomic
History, Dee. 1970, S. 838, für die ZoUtarifdebatten des amerikanischen Kongresses
im frühen neunzehntenJahrhundert konstatiert.
Diese kritischen Hinweise soUen aber letztüch nicht von den beachtungswerten
Ergebnissen als auch von der methodischen Raffinesse dieser Studie ablenken, die
nur durch das freimütige Bekenntnis des Verfassers zur Quantifizierung und durch
seinen Spürsinn für eine höchst interessante neue Quelle mögÜch wurden.
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